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§ 1 Allgemeiner Geltungsbereich 
 
 1. Unsere Einkaufsbedingungen gelten ausschließlich; entgegenstehende 
oder von unseren Einkaufsbedingungen abweichende Bedingungen des Lieferanten 
erkennen wir nicht an, es sei denn, wir haben ausdrücklich schriftlich ihrer Geltung 
zugestimmt. Dieses Zustimmungserfordernis gilt in jedem Fall, etwa auch dann, wenn 
wir in Kenntnis entgegenstehender oder von unseren Einkaufsbedingungen abwei-
chende Bedingungen des Lieferanten die Lieferung des Lieferanten vorbehaltlos 
annehmen. 
 2. Mit der erstmaligen Lieferung auf der Grundlage dieser Einkaufsbedin-
gungen erkennt der Lieferant die Bedingungen auch für alle weiteren Vertragsverhält-
nisse in der jeweils aktuellen Fassung als vereinbart an. Wir werden unsere jeweils 
aktuelle Fassung unserer Einkaufsbedingungen auf erste Anforderung dem Lieferan-
ten jeweils unentgeltlich zur Verfügung stellen. 
www.intocast.de/Einkaufsbedingungen. 
 3. Sofern Rahmenverträge oder Individualverträge zwischen den Parteien 
abgeschlossen sind, haben diese Vorrang. Sie werden, sofern dort keine spezielleren 
Regelungen getroffen sind, durch die vorliegenden Einkaufsbedingungen ergänzt. 
 4. Alle Vereinbarungen, die zwischen uns und dem Lieferanten zwecks 
Ausführung des Vertrages getroffen werden, sind in dem Vertrag schriftlich niederzu-
legen. Vertragsänderungen, Ergänzungen oder mündliche Nebenabreden gelten nur 
dann, wenn sie von uns schriftlich oder per E-Mail bestätigt worden sind. 
 5. Unsere Einkaufsbedingungen gelten ausschließlich gegenüber Unter-
nehmen. 
 
§ 2 Zustandekommen des Vertrages 
 
 1. Nur schriftliche Bestellungen mit Unterschrift (Brief oder Fax) oder 
Bestellungen per E-Mail haben Gültigkeit. Telefonische Bestellungen sind nur dann 
wirksam, wenn sie durch Brief, Fax oder E-Mail unsererseits bestätigt werden. Unser 
Schweigen auf Angebote, Aufforderungen oder sonstige Erklärungen des Lieferanten 
gilt nur als Zustimmung, sofern dies ausdrücklich schriftlich vereinbart wurde. 
 2. Der Lieferant hat die Bestellung innerhalb von 7 Tagen seit dem 
Bestelldatum schriftlich zu bestätigen. Nach Ablauf dieser Frist sind wir berechtigt, 
unsere Bestellung zu widerrufen. Ansprüche des Lieferanten aufgrund eines deshalb 
erfolgten, wirksamen Widerrufs sind ausgeschlossen. Die Einreichung von Angeboten 
des Lieferanten erfolgt kostenlos und ist für uns unverbindlich. 
 3. Wir sind berechtigt, auch nach Vertragsschluss Änderungen des 
Liefergegenstandes gemäß den nachstehenden Regularien zu verlangen, wenn die 
Abweichungen für den Lieferanten zumutbar sind. Der Lieferant hat das Änderungs-
verlangen unverzüglich zu prüfen und uns dessen Auswirkung auf das Vertragsgefüge 
unverzüglich schriftlich mitzuteilen. Diese Mitteilungspflicht umfasst eine Erklärung 
darüber, ob die gewünschten Änderungen technisch überhaupt möglich und sachdien-
lich sind sowie im Falle der technischen Möglichkeit eine Erklärung über die Auswir-
kungen der Änderungswünsche auf das bis dahin vereinbarte Vertragsgefüge, wie 
z.B. das Konzept, Fristen, Termine, Abnahmemodalitäten und die Vergütung in Form 
eines Angebotes. Wir haben sodann binnen angemessener Frist über die Durchfüh-
rung der Änderungen gegenüber dem Lieferanten zu entscheiden. Mit der positiven 
Entscheidung und die Einigung über die der Änderungen der Vertragskonditionen wird 
die Änderung der Bestellung Vertragsbestandteil. Bei unerheblichen Änderungen kann 
eine Änderung der Vertragskonditionen durch den Lieferanten nicht verlangt werden. 
 4. Beabsichtigte ‚Änderungen des Liefer- und Leistungsgegenstandes 
sind uns schriftlich mitzuteilen. Sie bedürfen unserer vorherigen schriftlichen Zustim-
mung. 
 5. Der Lieferant hat uns im Falle einer Unterbeauftragung im Voraus 
hierüber schriftlich zu informieren. Wir sind berechtigt, der Erteilung von Unteraufträ-
gen durch den Lieferanten aus wichtigem Grund zu widersprechen, wenn durch den 
erteilten Unterauftrag unsere Interessen erheblich beeinträchtigt werden. In diesem 
Fall hat der Lieferant den Auftrag selbst auszuführen. 
 6. Waren oder Warenbestandteile, die in der Bestellung nicht aufgeführt 
sind, jedoch für einen sicheren und effizienten Betrieb oder einer entsprechenden 
Verwendung der Ware unerlässlich sind (bspw.: Kennzeichnung von Paletten), gelten 
als Bestandteil des Liefergegenstandes und als vom Lieferanten zusammen mit 
diesem ohne weitere Vergütung geschuldet. 
 7. Auf Gefahren und mögliche Umweltgefährdungen, die mit der geliefer-
ten Ware verbunden sind sowie auf eine besondere Behandlung der Ware, hat der 
Lieferant in seiner Auftragsbestätigung ausdrücklich und verständlich hinzuweisen. 
 
§ 3 Lieferung/Leistung/Verzug/Vertragsstrafe 
 
 1. Die vereinbarten Liefertermine und -fristen sind verbindlich. Maßgeblich 
für die Einhaltung der Liefertermine und –fristen ist der Wareneingang am vereinbar-
ten Lieferort. Ist im Rahmen der Bestellung kein Lieferort vereinbart, hat die Lieferung 
an folgenden Lieferort zu erfolgen: Intocast AG, Kaiserswerther Straße 86-88, D-
40880 Ratingen. Der jeweilige Lieferort ist auch der Erfüllungsort (Bringschuld). 
 2. Der Lieferant ist verpflichtet, uns unverzüglich schriftlich in Kenntnis zu 
setzen, wenn Umstände eintreten oder ihm erkennbar werden, aus denen sich ergibt, 
dass vereinbarte Liefer- oder Leistungstermine nicht eingehalten werden können. Dies 
gilt auch, wenn der Lieferant die Lieferverzögerungen nicht zu vertreten hat. Bei 

Verletzung dieser Pflicht steht uns gegen den Lieferanten der Ersatz des daraus 
entstandenen Schadens zu. 
 3. Bei früherer Anlieferung als vereinbart behalten wir uns vor, die Rück-
sendung auf Kosten des Lieferanten vorzunehmen. Erfolgt bei vorzeitiger Lieferung 
keine Rücksendung, lagert die Ware bis zum Liefertermin auf Kosten und Gefahr des 
Lieferanten. 
 4. Teillieferungen akzeptieren wir nur nach ausdrücklicher schriftlicher 
Vereinbarung. Bei vereinbarten Teillieferungen ist die verbleibende Restmenge 
eindeutig aufzuführen. 
 5. Im Falle des Lieferverzuges stehen uns die gesetzlichen Ansprüche zu. 
 6. Im Falle des Lieferverzuges sind wir berechtigt, eine Vertragsstrafe in 
Höhe von 0,5 % des Nettolieferwertes pro angefangener Verzugswoche zu verlangen, 
jedoch nicht mehr als insgesamt 5% des Nettolieferwertes; weitergehende gesetzliche 
Ansprüche, insbesondere Schadensersatzansprüche - unter vollständiger Anrechnung 
der Vertragsstrafe bei Interessenidentität - bleiben uns vorbehalten. Der Nettolieferant 
ist inkl. Zu- und Abschläge excl. Umsatzsteuer. Wir sind berechtigt, die Vertragsstrafe 
mit ausstehenden (Teil-) Zahlungen zu verrechnen. 
 7. Die Annahme der verspäteten Lieferung bedeutet keinen Verzicht auf 
Schadensersatzansprüche und die Vertragsstrafe. Nehmen wir die verspätete Liefe-
rung an, werden wir die Vertragsstrafe spätestens mit der Schlusszahlung geltend 
machen. 
 8. Für Stückzahlen, Gewichte und Maße sowie Liefermengen sind vorbe-
haltlich eines anderweitigen Nachweises die von uns bei der Wareneingangskontrolle 
ermittelten Werte maßgebend. 
 9. Ein (erweiterter) Eigentumsvorbehalt ist nicht vereinbart. 
 10. Wir sind berechtigt, von dem Lieferanten eine unentgeltliche Verzöge-
rung der Lieferung von bis zu 4 Wochen zu verlangen. Ansprüche wegen der Liefer-
verzögerung stehen dem Lieferanten gegen uns in diesem Rahmen nicht zu. Im 
vorgenannten Zeitraum lagert die Ware auf Gefahr des Lieferanten. Wir sind darüber 
hinaus berechtigt, eine weitere Lieferverzögerung von bis zu 6 Monaten zu verlangen, 
in der die Ware ebenfalls auf Gefahr des Lieferanten lagert. In diesem Fall sind wir 
verpflichtet, dem Lieferanten die nachgewiesenen, angemessenen und üblichen 
Lager- und Warenversicherungskosten zu erstatten. 
 11. Der Lieferant sichert mit der Annahme der Bestellung bei Montage-, 
Reparatur- oder Bauleistungen zu, dass er sich durch die Einsicht in die vorhandenen 
Pläne über Art der Ausführung und Umfang der Leistung unterrichtet hat. Soweit sich 
in den von uns vorgelegten Zeichnungen, Plänen und sonstigen Unterlagen offen-
sichtliche Irrtümer, Schreib- und Rechenfehler befinden, besteht für uns diesbezüglich 
keine Verbindlichkeit. In derartigen Fällen ist der Lieferant verpflichtet, uns über die 
entsprechenden Fehler schriftlich zu unterrichten, so dass wir in die Lage versetzt 
werden, unsere Bestellung zu korrigieren oder zu erneuern. Sollten Unterlagen 
versehentlich nicht bei der Bestellung mit übersandt worden sein, gilt diese Verpflich-
tung entsprechend. 
 12. Bei sicherheitsrelevanten Teilen in Liefergegenständen, die in den 
technischen Unterlagen beispielsweise mit „X“ gekennzeichnet sein können oder 
durch besondere Vereinbarung bestimmt werden, hat der Lieferant darüber hinaus 
durch besondere Aufzeichnungen festzuhalten, in welcher Weise, wann und durch 
wen die Liefergegenstände bezüglich der dokumentationspflichtigen Merkmale geprüft 
worden sind und welche Resultate die geforderten Qualitätstests ergeben haben. 
Diese Prüfunterlagen sind 10 Jahre für uns kostenfrei aufzubewahren und uns bei 
Bedarf kostenfrei vorzulegen. Soweit gesetzliche Möglichkeiten dies erlauben, sind 
etwaige Vorlieferanten im gleichen Umfang durch den Lieferanten zu verpflichten. 
 13. Der Lieferant erklärt sich bereit, auf unsere Bitte hin Behörden und 
Berufsgenossenschaften, die für die Produktionssicherheit zuständig sind, den 
Zugang zu seinem Produktionsablauf einzuräumen und uns jede erforderliche und 
zumutbare Unterstützung in diesem Zusammenhang zu gewähren, sollten Behörden 
wegen eines von uns gefertigten Gegenstandes vorstellig werden, in den wir unse-
rerseits Liefergegenstände des Lieferanten eingesetzt haben. 
 
§ 4 Preise/Zahlung/Abtretung/Verpackung 
 
 1. Vereinbarte Preise sind Festpreise und schließen sämtliche Kosten für 
Verpackung, Transport bis zu der angegebenen Empfangs- bzw. Versendungsstelle, 
für Zollformalitäten und Zoll ein. Die geltende Umsatzsteuer ist in dem Preis enthal-
ten, sofern er nicht ausdrücklich als Nettopreis bezeichnet wurde. 
 2. Der Lieferant verpflichtet sich, uns keine ungünstigeren Preise und 
Bedingungen einzuräumen, als anderen Abnehmern, soweit diese ihm gegenüber im 
konkreten Fall gleiche oder gleichwertige Voraussetzungen bieten. 
 3. Die Zahlung erfolgt nach unserer Wahl wie folgt: 
 
- 14 Tage gerechnet ab Lieferung und Rechnungseingang unter Abzug von 
3% Skonto; 
- 60 Tage gerechnet ab Lieferung und Rechnungseingang rein Netto. 
 
Bei Banküberweisung ist die Zahlung rechtzeitig erfolgt, wenn unser Überweisungs-
auftrag vor Ablauf der Zahlungsfrist bei unserer Bank eingeht; für Verzögerungen 
durch die am Zahlungsvorgang beteiligten Banken sind wir nicht verantwortlich. 
 4. Zahlungen gelten nicht als Verzicht auf eventuelle Mängelrügen und 
stellen keinerlei Anerkenntnis der vertragsgerechten Erfüllung dar. 
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 5. Wir schulden keine Fälligkeitszinsen. Der Verzugszins beträgt jährlich 
5 Prozentpunkte über dem Basiszinssatz. Für den Eintritt unseres Verzugs gelten die 
gesetzlichen Vorschriften, wobei hiervon ggf. abweichend in jedem Fall eine schriftli-
che Mahnung durch den Lieferanten erforderlich ist. 
 6. Bei Annahme verfrühter Lieferung richtet sich die Fälligkeit nach dem 
ursprünglich vereinbarten Liefertermin. 
 7. Bei unvollständiger oder fehlerhafter Lieferung sind wir berechtigt, die 
Zahlung ganz oder wertanteilig bis zur ordnungsgemäßen Erfüllung zurück zu halten.  
 8. Zurückbehaltungs- und Aufrechnungsrechte gegen Ansprüche von uns 
stehen dem Lieferanten nur für solche Forderungen zu, die von uns anerkannt oder 
rechtskräftig festgestellt sind, es sei denn, der Gegenanspruch beruht auf einer 
Verletzung wesentlicher Vertragspflichten unsererseits. 
 9. Die Abtretung gegen uns bestehender Forderungen durch den Liefe-
ranten bedarf unserer vorherigen, schriftlichen Zustimmung, soweit es sich nicht um 
Geldforderungen handelt.  
 10. Sofern die zum Versand der Ware verwendete Verpackung aufgrund 
einer Vereinbarung gesondert in Rechnung gestellt wird, steht es uns frei, diese in 
gebrauchsfähigem Zustand frachtfrei gegen Gutschrift von mindestens 2/3 des 
berechneten Wertes wieder zur Verfügung zu stellen. Wir sind in diesem Fall dazu 
berechtigt, die Verpackung an den Lieferanten auf dessen Kosten zu übersenden. 
 
§ 5 Höhere Gewalt 
 
 Höhere Gewalt, Arbeitskämpfe, unverschuldete Betriebsstörungen, 
Unruhen, und sonstige unabwendbare Ergebnisse berechtigen uns - unbeschadet 
unserer sonstigen Rechte -, ganz oder teilweise vom Vertrag zurück zu treten, soweit 
sie nicht von unerheblicher Dauer sind (d.h. länger als 4 Monate andauern)  und eine 
erhebliche Verringerung unseres Bedarfs zur Folge haben und wir das Hindernis dem 
Lieferanten unverzüglich anzeigen. 
 
§ 6 Gefahrübergang/Verpackung/Dokumente 
 
 1. Die Lieferung hat grundsätzlich frei Haus zu erfolgen und erfolgt auf 
Gefahr des Lieferanten bis zum Zeitpunkt der vollständigen Ablieferung und bei 
werkvertraglichen Leistungen der Abnahme an der vertraglich vereinbarten Emp-
fangs- oder Versendungsstelle. 
 2. Der Lieferant hat die zu liefernden Gegenstände soweit möglich 
ausschließlich in umweltfreundlichem Verpackungsmaterial bzw. umweltfreundlichen 
Behältnissen und so zu verpacken, dass Transportschäden verhindert werden. Die 
Verpackung der jeweiligen Sendung ist im Preis inbegriffen (siehe § 4 Nr. 1). Sollten 
ausnahmsweise andere Vereinbarungen zwischen dem Lieferanten und uns getrof-
fen worden sein, so hat der Lieferant die Verpackung zum Selbstkostenpreis zu 
berechnen. In diesem Fall hat der Lieferant die von uns vorgegebene Verpackung zu 
wählen. 
 3. Der Lieferant versichert die Lieferung auf eigene Kosten gegen Verlust 
und Schäden beim Transport und weist uns die Versicherung auf Anforderung nach.  
 4. Der Lieferant ist verpflichtet, im Rahmen der Geschäftsbeziehung jede 
einzelne Bestellung im gesamten Schriftwechsel ausdrücklich und nachvollziehbar 
auszuweisen. Es obliegt ihm, in allen Schriftstücken wie beispielsweise E-Mails, 
Briefen, Versandanzeigen, Liefer- und Packscheinen, Rechnungen, Frachtbriefen, 
Begleitadressen u. ä., mindestens die Einkaufsabteilung, die komplette Bestellnum-
mer, Bestelldatum und das Zeichen des Bestellers sowie unsere Vorgangsnummer 
anzugeben. 
Die vorgenannten Papiere wie insbesondere Rechnungen, Lieferscheine und Pack-
scheine sind in zweifacher Ausfertigung jeder Sendung beizufügen. Inhalt dieser 
Dokumente ist bei Warenlieferungen mindestens: 
Mengen und Mengeneinheit, Brutto-, Netto- und gegebenenfalls Berechnungsgewicht 
sowie Nummer der Bestellung, Artikelbezeichnung, Restmenge bei Teillieferungen 
und unsere Artikelnummer. 
 5. Bei Frachtsendungen ist uns eine Versandanzeige am Tage des 
Versandes gesondert zu übermitteln. 
Unterlässt der Lieferant dies, so sind Verzögerungen in der Bearbeitung und darauf 
beruhende Zahlungsverzögerungen nicht von uns zu vertreten. 
 
§ 7 Mängeluntersuchung/Mängelhaftung 
 
 1. Für unsere Rechte bei Sach- und Rechtsmängeln der Lieferungen und 
Leistungen (einschließlich Falsch- und Minderlieferung sowie unsachgemäßer 
Montage, mangelhafter Montage-, Betriebs- oder Bedienungsanleitung) und bei 
sonstigen Pflichtverletzungen durch den Lieferanten gelten die gesetzlichen Vor-
schriften, soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt ist. 
 2. Nach den gesetzlichen Vorschriften haftet der Lieferant insbesondere 
dafür, dass die Ware bei Gefahrübergang auf uns die vereinbarte Beschaffenheit hat. 
Als Vereinbarung über die Beschaffenheit gelten jedenfalls diejenigen Produktbe-
schreibungen, die – insbesondere durch Bezeichnung oder Bezugnahme in unserer 
Bestellung- Gegenstand des jeweiligen Vertrages sind oder in gleicher Weise wie 
diese Einkaufsbedingungen in den Vertrag einbezogen wurden. Es macht dabei 
keinen Unterschied, ob die Produktbeschreibung von uns, vom Lieferanten oder vom 
Hersteller stammt. Wie sind berechtigt, vom Lieferanten die kostenlose Vorlage von 

Beschaffenheitszeugnissen bezüglich der Liefergegenstände zu verlangen. 
Der Lieferant gewährleistet ebenfalls, dass sämtliche Lieferungen/Leistungen dem 
neuesten Stand der Technik, den einschlägigen rechtlichen Bestimmungen und den 
Vorschriften und den Richtlinien von Behörden, Berufsgenossenschaften und Fach-
verbänden der Bundesrepublik Deutschland, der Europäischen Union und dem vor 
Vertragsschluss mitgeteilten Verwendungsland entsprechen. Der Lieferant gewähr-
leistet zudem die Umweltverträglichkeit der gelieferten Produkte und der Verpa-
ckungsmaterialien. 
 3. Abweichend von § 442 Abs. 1 Satz 2 BGB stehen uns Mängelansprü-
che uneingeschränkt auch dann zu, wenn uns der Mangel b ei Vertragsschluss 
infolge grober Fahrlässigkeit unbekannt geblieben ist. 
 4. Für die kaufmännische Untersuchungs- und Rügepflicht gelten die 
gesetzlichen Vorschriften (§§ 377, 381 HGB), mit folgender Maßgabe: 
Unsere Untersuchungspflicht beschränkt sich auf Mängel, die bei unserer Warenein-
gangskontrolle unter äußerlicher Begutachtung einschließlich der Lieferpapiere sowie 
bei unserer Qualitätskontrolle im Stichprobenverfahren offen zu Tage treten (z.B. 
Transportbeschädigungen, Falsch- und Minderlieferung). Soweit eine Abnahme 
vereinbart ist, besteht keine Untersuchungspflicht. Im Übrigen kommt es darauf an, 
inwieweit eine Untersuchung unter Berücksichtigung der Umstände des Enzhelfalls 
nach ordnungsgemäßem Geschäftsgang tunlich ist. 
Unsere Untersuchungspflicht beschränkt sich auch dann, wenn der Lieferant gemäß 
ISO 9000 ff. zertifiziert ist, er mit dieser Zertifizierung geworben hat und er nicht 
binnen einer Frist von 12 Tagen nach Vertragsschluss uns gegenüber schriftlich 
klargestellt hat, dass diese Bedeutung nicht an die Zertifizierung geknüpft werden 
solle. 
Unsere Rügepflicht für später entdeckte Mängel bleibt unberührt. In allen Fällen gilt 
unsere Rüge (Mängelanzeige) als unverzüglich und rechtzeitig, wenn sie innerhalb 
von 5 Arbeitstagen (Montag – Freitag) bei Lieferanten eingeht. 
 5. Die zum Zwecke der Prüfung und Nachbesserung vom Lieferanten 
aufgewendeten Kosten (einschließlich eventueller Ausbau- und Einbaukosten) trägt 
dieser auch dann, wenn sich herausstellt, dass tatsächlich kein Mangel vorlag. 
Unsere Schadenersatzhaftung bei unberechtigtem Mängelbeseitigungsverlangen 
bleibt unberührt; insoweit haften wir jedoch nur, wenn wir erkannt oder grob fahrläs-
sig nicht erkannt haben, dass kein Mangel vorlag. 
 6. Kommt der Lieferant seiner Verpflichtung zur Nacherfüllung – nach 
unserer Wahl durch Beseitigung des Mangels (Nachbesserung) oder durch Lieferung 
einer mangelfreien Sache (Ersatzlieferung)- innerhalb einer von uns gesetzten, 
angemessenen Frist nicht nach, so können wir den Mangel selbst beseitigen und 
vom Lieferanten Ersatz der hierfür erforderlichen Aufwendungen bzw. einen entspre-
chenden Vorschuss verlangen. Ist die Nacherfüllung durch den Lieferanten fehlge-
schlagen oder für uns unzumutbar (z.B. wegen besonderer Dringlichkeit, Gefährdung 
der Betriebssicherheit oder drohendem Eintritt unverhältnismäßiger ‚Schäden) bedarf 
es keiner Fristsetzung; von derartigen Umständen werden wir den Lieferanten 
unverzüglich, nach Möglichkeit vorher, unterrichten. 
 7. Im Übrigen sind wir bei einem Sach- oder Rechtsmangel nach den 
gesetzlichen Vorschriften zur Minderung des Kaufpreises oder zum Rücktritt vom 
Vertrag berechtigt. Außerdem haben wir nach den gesetzlichen Vorschriften An-
spruch auf Schadens- und Aufwendungsersatz. 
 8. Bei Rechtsmängeln stellt uns der Lieferant außerdem von eventuell 
bestehenden Ansprüchen Dritter frei. 
 
§ 8 Lieferantenregress 
 
 1. Unsere gesetzlich bestimmten Regressansprüche innerhalb einer 
Lieferkette (Lieferantenregress) stehen uns neben den Mängelansprüchen uneinge-
schränkt zu. Wir sind insbesondere berechtigt, genau die Art der Nacherfüllung 
(Nachbesserung oder Ersatzlieferung) vom Lieferanten zu verlangen, die wir unse-
rem Abnehmer im Einzelfall schulden. Unser gesetzliches Wahlrecht (§ 439 Abs. 1 
BGB) wird hierdurch nicht eingeschränkt. 
 2. Bevor wir einen von unserem Abnehmer geltend gemachten Mangel-
anspruch (einschließlich Aufwendungsersatz gemäß §§ 478 Abs. 3, 4.9 Abs. 2 BGB) 
anerkennen oder erfüllen, werden wir den Lieferanten benachrichtigen und unter 
kurzer Darlegung des Sachverhalts um schriftliche Stellungnahme bitten. Erfolgt die 
Stellungnahme nicht innerhalb angemessener Frist und wird auch keine einvernehm-
liche Lösung herbeigeführt, so gilt der von uns tatsächlich gewährte Mangelanspruch 
als unserem Abnehmer geschuldet; dem Lieferanten obliegt in diesem Fall der 
Gegenbeweis. 
 3. Unsere Ansprüche aus Lieferantenregress gelten auch dann, wenn 
der Liefergegenstand vor seiner Veräußerung an einen Verbrauche durch uns oder 
einen unserer Abnehmer, z.B. durch Einbau in ein anderes Produkt, weiterverarbeitet 
wurde. 
 
§ 9 Produkthaftung/Freistellung/Haftpflichtversicherungsschutz 
 
 1. Soweit der Lieferant für einen Produktschaden verantwortlich ist, ist er 
- soweit nicht schriftlich etwas anderes vereinbart ist - verpflichtet, uns insoweit von 
allen Schadensersatzansprüchen Dritter auf erstes Anfordern freizustellen, als die 
Ursache in seinem Herrschafts- und Organisationsbereich gesetzt ist. Die Ersatz-
pflicht des Lieferanten umfasst neben Schadensersatzleistung an Dritte auch ange-
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messene und übliche Kosten der Rechtsverteidigung, Rückrufkosten, Prüfkosten, 
Ein- und Ausbaukosten sowie den Verwaltungs- und sonstigen Aufwand von uns für 
die Schadensabwicklung. 
 2. Im Rahmen seiner Haftung für Schadensfälle im Sinne von Ziffer 1 ist 
der Lieferant auch verpflichtet, etwaige angemessene Aufwendungen gemäß §§ 683, 
670 BGB sowie §§ 830, 840, § 426 BGB zu erstatten, die sich aus oder im Zusam-
menhang mit einer von uns durchgeführten Rückrufaktion ergeben. Über Inhalt und 
Umfang der durchzuführenden Rückrufmaßnahmen werden wir den Lieferanten - 
soweit möglich und zumutbar - unterrichten und ihm Gelegenheit zur Stellungnahme 
geben. Unberührt bleiben sonstige gesetzliche Ansprüche. 
 3. Der Lieferant verpflichtet sich, eine Produkthaftpflicht-Versicherung mit 
einer Deckungssumme von mindestens EUR 5.000.000,00 pro Personenscha-
den/Sachschaden - pauschal – abzuschließen und für einen angemessenen Zeit-
raum zu unterhalten; stehen uns weitergehende Schadensersatzansprüche zu, 
bleiben diese unberührt. Die vorgenannte Versicherung hat der Lieferant uns auf 
erstes Anfordern nachzuweisen. 

§ 10 Verjährung 
 
 1. Abweichend von § 438 Abs. 1 Nr. 3 BGB beträgt die allgemeine 
Verjährungsfrist für Mängelansprüche 3 Jahre ab Gefahrenübergang. Soweit eine 
Abnahme vereinbart ist, beginnt die Verjährung mit der Abnahme. Die 3-jährige 
Verjährungsfrist gilt entsprechend auch für Ansprüche aus Rechtsmängeln, wobei die 
gesetzliche Verjährungsfrist für dingliche Herausgabeansprüche Dritter (§ 438 Abs. 1 
Nr. 1 BGB) unberührt bleibt; Ansprüche aus Rechtsmängeln verjähren darüber 
hinaus in keinem Fall, solange der Dritte das Recht – insbesondere mangels Verjäh-
rung – noch gegen uns geltend machen kann. 
 2. Unterzieht sich der Lieferant mit unserem Einverständnis der Prüfung 
des Vorhandenseins eines Mangels oder der Beseitigung des Mangels, so ist die 
Verjährung so lange gehemmt, bis der Lieferant uns das Ergebnis der Prüfung 
mitgeteilt hat oder uns gegenüber die Beseitigung des Mangels nachweist, oder er 
die Fortsetzung der Beseitigung verweigert. 
 3. Die Verjährungsfristen des Kaufrechts einschließlich vorstehender 
Verlängerung gelten – im gesetzlichen Umfang – für alle vertraglichen Mängelan-
sprüche. Soweit uns wegen eines Mangels auch außervertragliche Schadenersatz-
ansprüche zustehen, gilt hierfür die regelmäßige gesetzliche Verjährung (§§ 195, 199 
BGB), wenn nicht die Anwendung der Verjährungsfristen des Kaufrechts im Einzelfall 
zu einer längeren Verjährungsfrist führt. 
 
§ 11 Beistellung/Miteigentum/Eigentumsvorbehalt 
 
 1. Von uns bereitgestellte Gegenstände, wie insbesondere Materialien, 
Stoffe, Teile, Behälter und Verpackungen dürfen nur bestimmungsgemäß verwendet 
werden.  
 2. Von uns beigestellte Werkzeuge bleiben in unserem Eigentum und 
dürfen vom Lieferanten ausschließlich für die vertragsgegenständliche Leistung an 
uns verwendet werden.  
 3. Sofern wir Teile Gegenstände beim Lieferanten beistellen, behalten 
wir uns hieran das Eigentum vor (Vorbehaltsware). Verarbeitung oder Umbildung 
durch den Lieferanten werden für uns vorgenommen. Wird unsere Vorbehaltsware 
mit anderen, uns nicht gehörenden Gegenständen verarbeitet, so erwerben wir das 
Miteigentum an der neuen Sache im Verhältnis des Wertes unserer Sache (Ein-
kaufspreis zuzüglich MwSt.) zu den anderen verarbeiteten Gegenständen zur Zeit 
der Verarbeitung. 
 4. Wird die von uns beigestellte Sache mit anderen, uns nicht gehören-
den Gegenständen untrennbar vermischt, so erwerben wir das Miteigentum an der 
neuen Sache im Verhältnis des Wertes der Vorbehaltssache (Einkaufspreis zuzüglich 
Umsatzsteuer) zu den anderen vermischten Gegenständen zum Zeitpunkt der 
Vermischung. Erfolgt die Vermischung in der Weise, dass die Sache des Lieferanten 
als Hauptsache anzusehen ist, so gilt als vereinbart, dass der Lieferant uns anteil-
mäßig Miteigentum überträgt; der Lieferant verwahrt das Alleineigentum oder das 
Miteigentum für uns. 
 5. Der Lieferant ist verpflichtet, die uns gehörenden und Ihm beigestellten 
Werkzeuge zum Neuwert auf eigene Kosten gegen Feuer-, Wasser- und 
Diebstahlsschäden zu versichern. Gleichzeitig tritt der Lieferant uns schon jetzt alle 
Entschädigungsansprüche aus dieser Versicherung ab; wir nehmen die Abtretung 
hiermit an. 
 6. Der Lieferant ist verpflichtet, an unseren Werkzeugen etwa erforderli-
che Wartungs- und Inspektionsarbeiten sowie alle Instandhaltungs- und Instandset-
zungsarbeiten auf eigene Kosten rechtzeitig durchzuführen. Etwaige Störfälle hat er 
uns unverzüglich anzuzeigen; unterlässt er dies schuldhaft, so bleiben Schadenser-
satzansprüche unberührt. 
 7. Soweit uns zustehende Sicherungsrechte den Einkaufspreis aller 
unserer noch nicht bezahlten Vorbehaltswaren um mehr als 10% übersteigen, sind 
wir auf Verlangen des Lieferanten zur Freigabe der Sicherungsrechte nach unserer 
Wahl verpflichtet. 
 
 
 

§ 12. Schutzrechte Dritter 
 
 1. Der Lieferant steht dafür ein, dass im Zusammenhang mit seiner 
Lieferung keine Rechte Dritter innerhalb der Bundesrepublik Deutschland verletzt 
werden. Die Haftung ist ausgeschlossen, wenn der Lieferant nachweist, dass er das 
Bestehen oder die zukünftige Entstehung solcher Rechte bei Ablieferung des Liefer-
gegenstandes weder kannte noch kennen konnte.  
 2. Werden wir von einem Dritten aufgrund einer Verletzung solcher 
Rechte in Anspruch genommen, so ist der Lieferant verpflichtet, uns auf erstes 
schriftliches Anfordern von diesen Ansprüchen freizustellen; wir sind nicht berechtigt, 
mit dem Dritten - ohne Zustimmung des Lieferanten - irgendwelche Vereinbarungen 
zu treffen, insbesondere einen Vergleich abzuschließen, soweit der Lieferant hierfür 
einstehen soll. 
 3. Die Freistellungspflicht des Lieferanten bezieht sich auf alle Aufwen-
dungen, die uns aus oder im Zusammenhang mit der Inanspruchnahme durch einen 
Dritten notwendigerweise erwachsen, insbesondere auch erforderliche und ange-
messene Rechtsverteidigungs- und Verwaltungskosten sowie sämtliche Kosten einer 
notwendigen Ersatzbeschaffung. 
 4. Die Verjährungsfrist wegen der Haftung der Verletzung von Schutz-
rechten beginnt, sobald der Anspruch entstanden ist und wir von den Anspruch 
begründenden Umständen Kenntnis erlangt oder ohne grobe Fahrlässigkeit erlangen 
mussten.  
 
§ 13 Unterlagen und Geheimhaltung 
 
 1. Alle durch uns zugänglich gemachten geschäftlichen, technischen 
oder produktbezogenen Informationen, insbesondere Abbildungen, Formeln, Zeich-
nungen, Berechnungen und Rezepturen, gleich welcher Art, einschließlich Merkma-
len, die etwaig übergebenen Gegenständen, Dokumenten oder Daten zu entnehmen 
sind und sonstige Kenntnisse oder Erfahrungen, solange und soweit sie nicht nach-
weislich öffentlich bekannt sind, sind Dritten gegenüber geheim zu halten und dürfen 
im eigenen Betrieb des Lieferanten nur solchen Personen zur Verfügung gestellt 
werden, die für deren Verwendung zum Zweck der Lieferung an uns noch notwendi-
gerweise herangezogen werden müssen und ebenfalls schriftlich zur Geheimhaltung 
verpflichtet sind; sie bleiben ausschließlich unser Eigentum bzw. Urheberrecht. 
Dies gilt entsprechend für Stoffe und Materialien (z.B. Software, Fertig- und Halbfer-
tigprodukte) sowie für Werkzeuge, Vorlagen, Muster und sonstige Gegenstände, die 
wir dem Lieferanten zur Herstellung beistellen. Derartige Gegenstände sind – solan-
ge sie nicht verarbeitet werden – auf Kosten des Lieferanten gesondert zu verwahren 
und in angemessenem Umfang gegen Zerstörung und Verlust zu versichern. 
 2. Ohne unser vorheriges schriftliches Einverständnis dürfen solche 
Informationen - außer für Lieferungen an uns - nicht vervielfältigt oder gewerbsmäßig 
verwendet werden. Vorstehende Geheimhaltungsvereinbarung gilt auch nach Been-
digung der Lieferbeziehung, bis zu ihrer rechtmäßigen Offenkundigkeit, längstens 
jedoch 4 Jahre nach Lieferung. Die vorstehende Geheimhaltungspflicht besteht nicht, 
soweit der Lieferant nachweisen kann, dass er die übermittelte Information auf 
rechtmäßige Weise vor der Bekanntgabe selbst entwickelt hat. 
  3. Auf unsere Anforderung sind alle von uns stammenden Informationen 
und Daten (gegebenenfalls einschließlich angefertigter Kopien oder Aufzeichnungen) 
und leihweise überlassenen Gegenstände – nach unserer Wahl - unverzüglich und 
vollständig an uns zurück zu geben oder zu vernichten und die Vernichtung schriftlich 
zu bestätigen. 
Wir behalten uns alle Rechte an solchen Informationen und Daten (einschließlich 
Urheberrechten und dem Recht zur Anwendung von gewerblichen Schutzrechten wie 
Patenten, Gebrauchsmustern, Markenschutz, etc.) vor. Soweit uns diese von Dritten 
zugänglich gemacht wurden, gilt dieser Rechtsvorbehalt auch zugunsten dieser 
Dritten. 
 4. Lizenzen oder Gewährleistungen sind mit an den Lieferanten übermit-
telten Informationen und/oder Daten nicht verbunden. 
 5. Erzeugnisse, die nach von uns entworfenen Unterlagen, z. B. Zeich-
nungen, Mustern oder Modellen und dergleichen, unseren Rezepturen oder nach 
unseren vertraulichen Angaben oder mit unseren der Öffentlichkeit nicht bekannten 
Formeln oder unseren Werkzeugen oder nachgebauten Werkzeugen angefertigt 
sind, dürfen vom Lieferanten weder selbst verwendet, noch Dritten angeboten oder 
geliefert werden. 
 
§ 14 Sicherheitsbestimmungen 
 
 1. Der Lieferant hat für seine Lieferungen die in der Bundesrepublik 
Deutschland und der Europäischen Union und dem vor Vertragsschluss mitgeteilten 
Verwendungsland geltenden Sicherheitsvorschriften und die dem neuesten Stand der 
Technik entsprechenden bzw. die darüber hinausgehenden vereinbarten technischen 
Daten bzw. Grenzwerte einzuhalten. Insbesondere sind alle im Rahmen der REACH-
Verordnung (Verordnung (EG) Nr. 1907/2006) geforderten Bedingungen lückenlos zu 
erfüllen. 
 2. Der Lieferant verpflichtet sich, ausschließlich Materialien einzusetzen, 
die den jeweils geltenden gesetzlichen Sicherheitsauflagen und -bestimmungen, 
insbesondere für giftige und gefährliche Stoffe in der Bundesrepublik Deutschland, 
der Europäischen Union und dem vor Vertragsschluss mitgeteilten Verwendungsland 
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entsprechen. Gleiches gilt für Schutzbestimmungen zugunsten der Umwelt und 
Vorschriften im Zusammenhang mit der Elektrizität und elektromagnetischen Feldern. 
Die vorstehende Verpflichtung umfasst sämtliche Vorschriften, die für die Bundesre-
publik Deutschland und die Europäischen Union und das vor Vertragsschluss mitge-
teilte Verwendungsland Geltung haben und - sofern von diesen abweichend - auch 
die Vorschriften der dem Lieferanten vor oder mit der Bestellung mitgeteilten Abneh-
merländer. 
 3. Erklärt der Lieferant nicht binnen einer Monatsfrist schriftlich, ob er die 
neuen Qualitäts- und/oder Fertigungsnormen kennt und ihnen genügen kann, gilt als 
vereinbart, dass der Lieferant die dort gültigen Qualitäts- und/oder Fertigungsnormen 
kennt und erfüllt. 
 4. Entsprechen die Produkte des Lieferanten nicht den unter Ziffer 1. bis 
3. aufgestellten Anforderungen, sind wir zum Rücktritt vom Vertrage berechtigt. 
Darüber hinausgehende Schadensersatzansprüche bleiben unberührt. 
 
§ 15 Qualität und Dokumentation 
 
 1. Die Kosten der Konformitätserklärungen trägt der Lieferant. Die 
Konformitätserklärungen sind uns mit jeder Lieferung in deutscher und englischer 
Sprache unverzüglich vorzulegen. 
 2. Die Erstmusterprüfung erfolgt nach unseren Vorgaben und unserem 
billigem Ermessen (§ 315 BGB). 
 3. Unabhängig davon hat der Lieferant die Qualität des Liefergegenstan-
des ständig zu überprüfen. Mögliche Verbesserungen hat er uns unverzüglich anzu-
zeigen. Auf erkennbare Fehler von Vorgaben und absehbaren Komplikationen hat 
der Lieferant uns unverzüglich schriftlich hinzuweisen. 
 4. Werden bei einer Bestellung Mindest- und/oder Maximalwerte von 
Parametern angegeben, dürfen die genannten Maximalwerte in keinem Bereich des 
Liefergegenstandes oder des Produktes überschritten, die genannten Minimalwerte 
in keinem Fall und an keiner Stelle unterschritten werden. 
Dies ist durch geeignete Prüf- u. Messverfahren sicher zu stellen und ausreichend zu 
dokumentieren. Wir sind berechtigt, die Bekanntgabe der Ergebnisse dieser Überprü-
fung jederzeit und ohne zusätzliche Kosten in schriftlicher Form zu verlangen. 
 5. Sind Art und Umfang der Prüfung sowie Prüfmittel und -methoden mit 
dem Lieferanten nicht fest vereinbart, sind wir auf Verlangen des Lieferanten im 
Rahmen unserer Kenntnisse und Erfahrungen und Möglichkeiten bereit, die Prüfung 
mit ihm zu erörtern und den jeweils erforderlichen Stand der Prüftechnik zu ermitteln. 
Unabhängig davon hat die Prüfung nach Art und Umfang zumindest dem aktuellen 
Stand der Technik und den sonstigen vertraglichen Regelungen bzw. Regelwerten zu 
entsprechen. 
 6. Zum Lieferumfang gehören ohne besondere Berechnungen die 
produktspezifischen und/oder technischen Dokumentationen, die Konformitätsbe-
scheinigungen sowie sonstige für den Liefergegenstand oder dessen Verwendung 
erforderliche Unterlagen und Bescheinigungen sowie die erforderliche Kennzeich-
nung der Teile und des Produktes und/oder deren Verpackung.  
 7. Der Lieferant hat dafür Sorge zu tragen, dass bezüglich der Lieferge-
genstände eine exakte Chargenrückverfolgbarkeit gewährleistet ist. 
 
§ 16 Software 
 
 1. Erhält der Liefergegenstand Software, so erhalten wir ohne besondere 
Vergütung das Recht, die Software konzernweit einzusetzen, beliebig zu vervielfälti-
gen und gemeinsam mit dem Liefergegenstand zeitlich unbeschränkt weltweit ent-
geltlich oder unentgeltlich Dritten zu überlassen.  
 2. Zum Zwecke der Wartung und Weiterentwicklung sind wir zur Rück-
übersetzung der Software berechtigt. 
 3. Ist eine besondere Vergütung für Software vereinbart, wird diese erst 
mit Durchführung eines förmlichen Abnahmeverfahrens mit schriftlicher Abnahmeer-
klärung unsererseits fällig. 
 4. Bei der Lieferung von Software ist eine Nacherfüllung durch neue 
Programmversionen   nur nach unserer vorherigen schriftlichen Zustimmung zuläs-
sig. In diesem Fall ist der Lieferant verpflichtet, auf seine Kosten unsere Mitarbeiter in 
die neue Programmversion einzuweisen. 
 
§ 17 Auditierung 
 
 1. Wir sind zu angemeldeten Kontrollen des laufenden Geschäftsbetrie-
bes des Lieferanten und zur Überwachung der Qualitätssicherungsmaßnahmen 
während der üblichen Geschäftszeiten berechtigt. Die Kontrollen können nach 
unserer Wahl auch durch einen von uns benannten geeigneten Sachverständigen 
durchgeführt werden. Die hierbei gewonnenen Erkenntnisse werden zur Grundlage 
weiterer Auftragsvergaben sowie zur internen Einstufung des Betriebes (Rating) 
durch uns gemacht. 
Sofern es in der Vergangenheit zu Qualitätsproblemen gekommen ist, sind wir auch 
zu unangemeldeten Kontrollen zwecks Überwachung der Qualitätssicherungsmaß-
nahmen berechtigt. Dieses Recht steht uns nicht zu, wenn die letzte Beanstandung 
der Qualitätssicherungsmaßnahme des Lieferanten länger als 1 Jahr zurückliegt oder 
bei 2 unangemeldeten Kontrollen in Folge keine Mängel festgestellt werden konnten. 
 2. Wir haben, sofern wir ein angemessenes berechtigtes Interesse 

nachweisen, ein Recht auf Einsichtnahme in die Unterlagen des Lieferanten. Ein 
derartiges berechtigtes Interesse liegt insbesondere dann vor, wenn hierdurch 
Erkenntnisse gewonnen werden könnten, die es erlauben, die Notwendigkeit und den 
Umgang eines Rückrufes einschätzen zu können. 
 3. Im Rahmen unserer Rechtsausübung gemäß vorstehender Ziffern 1. 
bis 3. ist der Lieferant zur Offenbarung von Betriebsgeheimnissen nicht verpflichtet. 
 
§ 18 Rechtswahl und Gerichtsstand 
 
 1. Für diese Einkaufbedingungen und alle Rechtsbeziehungen zwischen 
uns und dem Lieferanten gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland unter 
Ausschluss internationalen Einheitsrechts, insbesondere des UN-Kaufrechts (CISG). 
 2. Ist der Lieferant Kaufmann im Sinne des Handelsgesetzbuchs, juristi-
sche Person des öffentlichen Rechts oder ein öffentlich-rechtliches Sondervermögen, 
ist ausschließlicher – auch internationaler – Gerichtsstand für alle sich aus dem 
Vertragsverhältnis ergebenden Streitigkeiten unser Geschäftssitz in Ratingen. Wir 
sind jedoch auch berechtigt, Klage am Erfüllungsort der Lieferverpflichtung zu erhe-
ben. 


